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Drucksache 828 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 18. September 1954 

6 — 61001 — 1595/ 54 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Der Bundesrat hat in seiner 120. Sitzung am 19. März 1954 erneut 
beschlossen, den in seiner 99. Sitzung am 23. Januar 1953 be- 
schlossenen 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
und Aufhebung von Durchführungsverordnungen 
zum Bremischen Übergangsgesetz zur Regelung 
der Gewerbefreiheit 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 des Grundgesetzes beim Bundestag cin- 
zubringen. 

Gemäß Artikel 76 Absatz 3 des Grundgesetzes übersende ich anbei 
den Gesetzentwurf nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die 
Besdilußfassung des Bundestages herbeizuführen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf 
(Anlage 2) ist beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c, Blüdicr 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Sdieur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinailee 20, 
Telefou 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 

zur Änderung und Aufhebung von Durchführungsverordnungen 
zum Bremischen Übergangsgesetz 
zur Regelung der Gewerbefreiheit 


§ 1 

Die Zweite Durchführungsverordnung zum 
Überleitungsgesetz zur Regelung der Gewer- 
befreiheit vom 14. Februar 1949 (Gesetzblatt 
der Freien Flansestadt Bremen S. 31) in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung der Zwei- 
ten Durchführungsverordnung zum Bremischen 
Übergangsgesetz zur Regelung der Gewerbe- 
freiheit vom 1. September 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 601) wird wie folgt geändert: 

Im § 5 wird hinter Buchstabe i eingefügt: 

„k) das Gaststättengesetz vom 28. April 1930 
(Reichgesetzbl. I S. 146) In der Fassung 
der Gesetze vom 3. Juli 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 567), 9. Oktober 1934 
Reichsgesetzbl. I S. 913) und vom 27. Sep- 
tember 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1245) 
und der Verordnung vom 9. Oktober 1941 
(Reichsgesetzbl. I S. 635), 

l) das Gesetz über den Verkehr mit unedlen 
Metallen vom 23. Juli 1926 (Reichsge- 
setzbl. I S. 415 ) In der Fassung der Ge- 
setze vom 31. März 1928 (Reichsgesetzbl. I 
S. 149), 21. Dezember 1928 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 412) und vom 28. Juli 1929 
(Reichsgesetzbl. I S. 121), 

m) das Mildigesetz vom 31. Juli 1930 
(Reichsgesetzbl. I S. 421) in der Fassung 


des Gesetzes vom 28. Februar 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 135).“ 

§2 

Es werden aufgehoben 

1. die Siebente Durchführungsverordnung 
zum Übergangsgesetz zur Regelung der 
Gewerbefreiheit vom 11. November 1949 
(Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen 
S. 238), 

2. die Verordnung zur Ausführung der Sie- 
benten Durchführungsverordnung zum 
Übergangsgesetz zur Regelung der Gewer- 
befreiheit vom 6. Februar 1951 (Gesetz- 
blatt der Freien Hansestadt Bremen S. 29), 

3. die Verordnung zur Änderung der Zwei- 
ten Durchführungsverordnung zum Über- 
gangsgesetz zur Regelung der Gewerbe- 
freiheit vom 21. Juni 1949 (Gesetzblatt 
der Freien Hansestadt Bremen S. 139). 

S 3 

Der Senat der Freien Hansestadt Bremen 
wird ermächtigt, die erforderlichen Überlei- 
tungsvorschriften zu erlassen. 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 
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Begründung 


Nachdem durdi den Direktor der Militär- 
regierung für Bremen am 20. Dezember 1948 
die allgemeine Gewerbefreiheit verkündet 
worden war, erging in Bremen das Über- 
gangsgesetz zur Regelung der Gewerbefreiheit 
vom 24. Januar 1949 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen S, 13). Durch dieses Ge- 
setz wurde der Senat ermächtigt, bis zum Er- 
laß einheitlicher Gesetze für das Vereinigte 
Wirtschaftsgebiet oder einen größeren Raum 
im Verordnungswege die erforderlichen Maß- 
nahmen zur Regelung der Gewerbefreiheit zu 
treffen und dabei auch von bestehenden reichs- 
rechtlichen Vorschriften abzuweichen. Durch 
die Zweite Durchführungsverordnung vom 
14. Dezember 1949 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen S. 31) ist eine Reihe von 
gewerberechtlichen Zulassungs vor Schriften auf- 
gehoben worden. Hieraus haben sich bei ver- 
schiedenen Gewerbezweigen erhebliche Miß- 
stände ergeben. Aus Gründen der Rechtsein- 
heit wie auch aus Gründen sachlicher Notwen- 
digkeit müssen bei den nachstehend aufge- 
führten Gewerbezweigen für Bremen die bun- 
desrechtlichen Zulassunigsbestimmungen wieder 
in Kraft gesetzt werden. Dies ist nur auf dem 
Wege eines Bundesgesetzes möglich, da die 
bremische Regelung gemäß Art. 74 Nr. 11 und 
Art. 125 Nr. 2 GG Bundesrecht geworden und 
die Ermächtigung des Bremischen Gesetzes vom 
24, Januar 1949 sov/ohl nach ausdrücklicher 
Bestimmung des § 2 dieses Gesetzes, als auch 
nach Art. 129 Abs. 3 GG erloschen ist. 

Im einzelnen werden die Änderungen wie 
folgt begründet: 

1. Die vorgeschlagene Regelung unter Buch- 
stabe k soll die bundeseinheitliche Geltung 
des Gaststättengesetzes audi für Bremen 
wiederherstellen. Es hat sich als besonderer 
Mangel herausgestellt, daß die Siebente 
Durchführungsverordnung zum Übergangs- 
gesetz zur Regelung der Gewerbefreiheit 
vom 11. November 1949 (Gesetzblatt der 
Freien Hansestadt Bremen S. 238) im Ge- 
gensatz zu den Bestimmungen des Gast- 
stättengesetzes nur eine persönliche Zulas- 
sung enthält, ohne daß die Genehmigung 
zugleich auch an bestimmte Räume gebun- 
den ist. Es hat sich erwiesen, daß es sehr 
schwerfällt, einen Gaststätteninhaber, der 
seinen Betrieb in völlig unzureichenden 
Räumen eröffnet hat, zur Herstellung des 
polizeilichen Zustandes zu veranlassen. 

2. Die vorgeschlagene Regelung unter Buch- 


stabe 1 soll die bundeseinheitliche Geltung 
des Gesetzes über den Verkehr mit un- 
edlen Metallen auch für Bremen wieder- 
begründen. Die gesetzgeberischen Gründe 
für die Einführung der Zulassungs Vor- 
schriften des Gesetzes über den Verkehr 
mit unedlen Metallen vom 23. Juli 1926 
(RGBl. I S. 415) sind heute in gleicher 
Weise vorhanden wie damals. Das Gesetz 
war damit begründet, daß die Überhand- 
nahme von Metalldiebstählen nur wirksam 
unterbunden werden könnte, wenn der 
Handel zulassungspflichtig gemacht wird. 
Insbesondere kann auf diesem Gebiet aus 
polizeilichen Gründen auf den Nachweis 
eines Bedürfnisses nicht verzichtet werden. 
Zur Zeit besteht zwar die Möglichkeit, 
nachträglich gemäß § 35 Abs. 2 der Ge- 
werbeordnung bei nachgewiesener Unzu- 
verlässigkeit den Gewerbebetrieb zu unter- 
sagen. In der Zeit bis zur rechtskräftigen 
Entscheidung derartiger Untersagungen 
können die Gewerbebetriebe weitergeführt 
werden. Außerdem vergeht meist eine län- 
gere Zeit, bis die Tatsachen zur Begrün- 
dung der Unzuverlässigkeit ermittelt wer- 
den. Die Gewerbetreibenden haben schon 
vielfach erhebliche Investitionen gemacht, 
die sich nachträglich als Fehlinvestitionen 
erweisen, wenn der Betrieb wieder abge- 
meldet werden muß. Es Hegt daher auch 
im Interesse der Gewerbetreibenden selbst, 
wenn ihre Zuverlässigkeit vor Beginn des 
Gewerbebetriebes geprüft werden kann. 

3. Die vorgeschlagene Regelung unter Buch- 
stabe m soll Zweifel über die Fortgeltung 
der Zulassungsbestimmungen des Milchge- 
setzes ausräumen, die zur Zeit Gegenstand 
eines Verwaltungsstreitverfahrens darstel- 
len. Aus gesundheitspoHzellidien Gesichts- 
punkten muß sichergestellt sein, daß die 
Voraussetzungen für die Eröffnung von 
Milchgeschäften behördlich überprüft wer- 
den. Auch auf dem Gebiete des Milchhan- 
dels müssen In Bremen die gleichen Ver- 
hältnisse wie im übrigen Bundesgebiet 
gelten. 

4. Die Aufhebung der in § 2 Nr. 1 und 2 
aufgeführten Verordnungen Ist erforder- 
lich, um die Bestimmungen außer Kraft zu 
setzen, die nach Aufhebung der bundes- 
rechtlichen Zulassungsvorschriften in Bre- 
men erlasesn worden waren. 

5. Die in § 2 Nr. 3 vorgesehene Aufhebung 
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der Verordnung zur Änderung der Zwei- 
ten Durchführungsverordnung zum Bremi- 
schen Überganigsgesetz zur Regelung der 
GeweAefreiheit vom 21. Juni 1949 (Ge- 
setzblatt der Freien Hansestadt Bremen 
S. 139) bezweckt die Wiedereinführung 
der Bedürfnisprüfung und der Prüfung des 
öffentlichen Verkehrsimteresses bei der 
Konzessioiiierunig von Droschken und 
Mietwagen. Die bremische Verordnung 
vom 21. Juni 1949 ist derzeit auf Anord- 
nung der Besatzungsmacht im Zusammen- 
hang mit den Bestimmungen über die Ge- 
v^crbcfreiheit erlassen worden. Aus der 


Aufhebung der Bedürfnisprüfung haben 
sich im Land Bremen im Taxi-Gewerbe 
erhebliche Mißstände ergeben. Die Zahl 
der Taxis hat sich seit Einführung dieser 
Regelung vervielfacht. Die hierdurch ver- 
ursachten unerfreulichen Zustände haben 
zu lebhaften Beschwerden in der Öffent- 
lichkeit geführt und waren bereits Gegen- 
stand einer Untersuchung durch die bremi- 
sche Bürgerschaft. Die Wiederinkraftsetzung 
der Bestimmungen des Personenbeförde- 
rungsigesetzes ist deshalb dringend erfor- 
derlich. 


Anlage 2 


Stellungnahme d e r B u n d e s r e g i e r u n g 


Der vom Bundesrat eingebracäite Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung und 
Aufhebung von Durchführungsverordnungen 
zum Bremischen Übergangsgesetz zur Regelung 
der Gewerbefreiheit bezweckt die Wiederin- 
kraftsetzung des Gaststättengesetzes, des Ge- 
setzes über den Verkehr mit unedlen Metallen 
und des Milchgesetzes im Lande Bremen. Fer- 
ner soll durch den Gesetzentwurf § 9 des Ge- 
setzes über die Beförderung von Personen zu 
Lande, soweit nach dieser Vorschrift bei der 
Zulassung von Kraftdroschken und Miet- 
wagen das Bedürfnis und das öffentliche Ver- 
kehrsinteresse zu prüfen ist, wieder in Kraft 
gesetzt werden. 

Die erwähnten gesetzlichen Vorschriften ent- 
halten Zulassungsvoraussetzungen für den Be- 
ginn der hier in Frage kommenden Gewerbe. 
Die Einführung von Zulassungsvoraussetzun- 
gen ist — soweit sie mit Art. 12 GG vereinbar 
ist — zulässig. Die Bundesregierung erhebt 
daher gegen die Wiederinkraftsetzung der ge- 
nannten gesetzlichen Vorschriften im Lande 
Bremen im allgemeinen keine Einwendungen. 

Dies gilt jedoch nicht für die im Gaststätten- 
gesetz, im Gesetz über den Verkehr mit uned- 
len Metallen und in § 9 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Beförderung von Personen zu Lande 


vorgesehenen Bedürfnisprüfungen und für die 
im Milchgesetz vorgesehene Prüfung der Min- 
destumsatzmenge. Die Frage der Zulässigkeit 
der Bedürfnisprüfunig auf diesen Gebieten ist 
in der letzten Zeit sehr umstritten worden. 
Nachdem die Oberverwaltungsgerichte viel- 
fach 'die Bedürfnisprüfung für zulässig gehal- 
ten haben, hat das Bundesverv/altungsgericht 
in seinen Urteilen vom 15. Dezember 1953 und 
10. März 1954 (BVerwG I G 141.53, I C 5.53 
und I C 25.53) die Bedürfnisprüfung nach % 1 
Abs. 2 des Gaststättengesetzes sowie nach % 9 
Abs. 2 des Gesetzes über die Beförderung von 
Personen zu Lande als mit Art. 12 GG nicht 
vereinbar und daher für unzulässig angesehen. 
Bei dieser Sachlage hält es die Bundesregierung 
für angebracht, bei der Wiederinkraftsetzung 
des Gaststättengesetzes und des Gesetzes über 
den Verkehr mit unedlen Metallen die Vor- 
schriften über die Prüfung des Bedürfnisses 
vorläufig auszunehmen. Das gleiche gilt be- 
züglich der Prüfung der Mindestumsatzmenge 
im Milchhandel. Hinsichtlich des § 9 des Ge- 
setzes über die Beförderung von Personen zu 
Lande kann nur die Wiedereinführung des 
Absatzes 1, nicht dagegen die Wiedereinfüh- 
rung der im Absatz 2 vorgesehenen Bedürf- 
nisprüfunig verantwortet werden. 
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